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Deutſchland. zunächſt erkennen, daß die Betheiligung um rund jeden beim Betriebe ſich ereignenden Unfall als] ſich im Hinblick auf die ſtets vorhandene 

tel Berlin, 17. Januar. Die vom Staatsſelte⸗ 700,000 Stimmen geringer war als die im Jahre haftbar, ſelbſt wenn dieſer Unfall durch grobes Ver- keit anders geſinnter Miniſter. Neu iſt in der Mo⸗ 


1878 (5,097,760 Stimmen gegen 5,760,947, 
beides bei dem erſten Wahlgange, der ſich überhaupt 
nur zur Vergleichung eignet). Wegen dieſes all⸗ 
gemeinen Rückganges der Zahl der Abſtimmenden 
iſt es denn auch zunächſt ohne Bedeutung, wenn, 
wie es ſeitens des Kanzlers im Reichstag betreffs 
per Liberalen geſchehen, ein Rückgang der Stimmen 
eat ati tonftatitt wird. Die für alle li⸗ 


ſchulden des Arbelters herbeigeführt iſt; ee beſeitigt 
die nach der Erfahrung unbedingt erforderliche Ka⸗ 
renzzelt, er verſtößt gegen das Prinzip der korpora⸗ 
tiven Selbſthülfe, weil derſelbe von jeder Heranzie⸗ 
hung des Arbeiters zu den Beiträgen und zu der 
Verwaltung der Unfallskaſſe abſieht, während grade 
die Mitbetheiligung des Arbeiters an der Verwaltung 
ähnlicher Kaſſen ſich in ethiſcher und finanzieller Be⸗ 
ziehung als ſegensreich erwieſen hat. u 

| Duro) die neuen, in ihrer Tragweite gar nicht 
abſehbaren Laſten, welche dieſer Entwurf der deut⸗ 
ſchen Induſccie aufbürdet, wird dieſelbe nicht nur in 
ihter Konlurrenzfähigkeit gegen das Ausland em⸗ 
pfindfich beelnteächtigt, ſondern es wird vor Allem 
der Unternehmungsgeiſt völlig gelähmt und gerade 
dadurch der Arbeiter‘ am meiften geſchädigt werden. 

Der Zentralverband deutſcher Induſteieller hat 

wiedecholt die volle Bereitwilligkeit der deutſchen In⸗ 
duſteie ausgeſprochen, die Frage, der Unfalloerſiche⸗ 
rung auf einer breiteren Baſis zu löſen und erheb⸗ 
liche Opfer dafür zu übernehmen; in dem gegen⸗ 
würtig eingeſchlagenen Wege kann derſelbe indeß 
eine gedeihliche oder auch nur erträgliche Löſung 
derſelben nicht erkennen. ia a 
Fauür heute auf dieſe wenigen und prinzipiellen 
Bemerkungen uns beſchränkend, bitten wir den Hohen 
Reichstag) den Geſetzentwurf abzulehnen. fi 
Richter, Generaldirektor der Vereinigten Königs⸗ 
und Laurahütte. Th. Haß ler, königl. bairiſcher 
Kommerzienrath. E. Ruſſell, Bürgermſtr. a. D. 


kau tay des Innern v. Boetticher einberufene techniſche 
Lor Subkommiſſton der großen Reichs Pharmatopde- 
ine Kommiſſion teat geſtern im kaiſerlichen Geſundheits⸗ 
Amte zu ihrer erſten Sitzung zuſammen. Den 
Vorſitz führte der Direktor des Geſundheitsamtes, 
Geheimrath Dr. Struck. Die Subkommiſſion be⸗ 
ſteht aus den chemiſchen und pharmazeutiſchen Mit⸗ 
gliedern der Plenarkommiſſion, welchen außerdem als 
ärztliche Delegirte die Profeſſoren von Ziemßen 
(München), Gerhard (Würzburg) und Eulenburg 
(Greifswald) beigegeben find. Aus den Be⸗ 
rathungen der Subkommiſſion dürfte, wie die „N..“ 
mittheilt, ein völlig ausgearbeiteter und in allen 
Details fertig geſtellter und geprüfter Entwurf des 
neuen deutſchen Arzneigeſetzbuches hervorgehen. Der⸗ 
ſelbe wird dann den im Gegenſatze zur urſprüng⸗ 
) lichen Kommiſſionsmehrheit gefaßten Beſtimmungen 
des Bundesrathes zufolge ins Lateiniſche übertragen 
werden, um ſpäter der Plenar⸗Kommiſſion in Diejer | 
Geſtalt zu nochmaliger Definitive: Durchberathung 
unterbreitet zu werden. i 
— Am Montsg Abend fand im Saale der 
„Tivoli⸗Brauerei“ (am Kreuzberg) wiederum eine 
von etwa 500 Perſonen beſuchte Beamten-Ber- 
ſammlung ſtatt. Geh. Seiretär Wollewitz (Kriegs⸗ 
minifterium) eröffnete die Verſammlung mit einem 
dreifachen Hoch auf den Kaiſer. Geh. Sekretär 
Engelhardt (Kılegsminifterium) berichtete hierauf über] 
die am Freitag Abend ſtattgehabte Verſammlung 
und über die Schritte, die das in dieſer Verſamm⸗ 
lung gewählte Komitee zur Inſzenirung des bereits 
beſchloſſenen Fackelzuges, der am 18. Januar, aus 
Anlaß des kaiſerlichen Exlaſſes vom 4. d. M. als 
9 Zeichen der Treue und Ergebenheit ſeitens der Ber⸗ 
0 liner Beamten dem Kalſer und dem Fürſten Bis⸗ 
i marck gebracht werden ſollte, gethan hat. Von vier 
g königlichen Behörden haben ſich am Sonnabend 
41000 Beamten ſchriftlich verpflichtet, ſich am Fackel⸗ 
b zuge zu betheiligen. Außerdem haben 200 Beamte 
der Niederſchleſiſch-Märkiſchen Eiſenbahn dieſelbe Er⸗ 
klärung abgegeben und wenn — wie wohl mit 
Sicherheit angenommen werden darf — die aus 
über 400 Perſonen beſtehende Verſammlung eben⸗ 
falls bereit geweſen wäre, ſich am Fackelzuge akliv 
zu betheiligen (lebhafte Zuſtimmung), jo hätten . fick: 
1600 Fackelträger an dem Fackelzuge betheiligt. 
Auch die Koſtenfrage, die Frage der Fackelbeſchafſung 
| bis zum 18. Januar u. ſ. w., fel. bereits vollſtän⸗ 
dig gelöſt geweſen. Die Beamten Berlins wären 
: danach im Stande geweſen: einen aus 1600 
- E Fackelträgern beſtehenden Fackelzug mit vier vollſtän⸗ 
digen Muſikkorps, 4 Fahnen und 4 Equipagen, 
von denen eine vicefpánnig, 0 in Szene zu ſetzen. 
Allein auf eine Anfrage, zunächſt von dem Fürſten 
Bismarck, ſei die Antwort eingegangen: „Ein für 
a Se. Majeſtät den Kalſer beflimmter Fackelzug kann 
u nicht gleichzeilig dem Fürſten Bismarck gebracht wer⸗ 
| den.“ Auf eine Anfrage bei dem Kaiſer hat das 
i Hofmarſchall⸗Amt geantwortet: Se. -Maieftat der 
| Kaiſer erblickt in dem beſchloſſenen Fackelzug ein 
| 
| 
! 


Wir können dem gegenüber nur evtliven, 


bekalen Fraktionen (ausſchließlich der Volkspartei) 
abgegebenen Slimmen ſind von 1,871,000 auf 
1/825,000 zurückgegangen, alſo um etwa 46,000, 
während die Liberalen nach dem Verhältniß des 
Rickganges der geſammten Wahlbetheiligung 
280,000 Stimmen hätten verlieten können; fie ha⸗ 
ben alſo relativ erheblich mehr Stimmen erhalten 
als 1878. Dagegen haben die beiden konſerva⸗ 
the Fraktionen zuſammen mehr Stimmen verlo⸗ 
ren, als dee Vereingerung der Wahlbetheiligung 
entſprechen würde: 325,000 tat 215,000: 
timmen. a / 
Bemerkenswerth ijt, wie die große Zahl der 
diesmaligen Stichwahlen das von dem Fürſten Bis⸗ 
marck hervorgehobene Mißverhältniß zwiſchen der für 
dle verſchiebenen Parteien abgegebenen Stimmenzahl 
und der Zahl der ihnen zugefallenen Mandate im 
Vergleich mit ſtüheren Wahlen erheblich verſtärkt 
hal. So haben die Deutſch-Konſervativen ſtatt 64 
Mandaten, welche pro rata der im erſten Wahl⸗ 
ang für ſie abgegebenen Stimmen auf ſie fallen 
ne nur 50 erhalten; dafür haben die Kleri⸗ 


talen 100 ſtatt 92, die ihnen nur gebührten, ihre] Schück, Regierungsrath a. D. 
welfiſchen Hoſpitanten 10 ſtatt 7, ihr polniſches Der Geſchäftsführer: Beu tner, Regiermgsrath a. D. 
üfsterps 18 flatt 45 erhalten, jo daß die Sache — Es ip jogo wahrſcheiulch, daß die Ver. 
ch in alen den Fillen, wo die konſervatto lleritale handlungen über die neue licchenpolllſche Vorlage 
lüanz fe) bekundet, semi” ausgleicht. Auf der er Regierung im Plenum und in der Kommiſſion 
inten Seite ſind Diejenigen Liberalen. welche zu fol Vie fie ohne Siegel überwieſen wird, wieder 
i ts 167 brei e . find, am meiſten mancherlei Phaſen durchmachen wird, wenngleich ſie 
qu tur gekommen: fie haben ſtatt 9 Mandate, Die | hei der ablehnenden Dállung der geſammten libera⸗ 
nach dem Verhältniß der abgegebenen Stimmen ih- len Seite ſich diesmal nicht jo wirt und ſchwan⸗ 
255 0 mußten, nur 17 eehallen; die Rational: lend geſtalten düſten, wie im Jahre 1880. "Die 
1 e o der abgegebenen Stim | Situation ijt diesmal inſofern ungleich klarer, als 
nen 50 e . e ER a Lon vornherein feſtſteht, daß das Zentrum durch 
Mann ſtark fino. Dagegen hat die liberale Ver ſeine Stimmen die Entſcheidung für die Annahme 
ee a ftatt 32 Da enh attert dis nach oder Ablehnung zu geben hat. Auf ſein polniſches 
er ſür ſie im erſten Wahlgang abgegebenen uve Hilfskorps dürfte es ſür die Annahme nicht rechnen 
menzahl auf ſie 0 müßten, und die Fortſchritts⸗J können: die Bemerkung in den Motiven, beſonders 
pa ng 120 50. a ee ee welche] die Zuſtände in den polnischen Lanvestheilen erfor⸗ 
‘uy 95 bee e ihk . in ein⸗ derten das Syſtem der diskeetionären Vollmacht, hat 
peer x Ue der nur ganz ſporadiſchen Ver⸗ die Polen tief verſümmt; ſie find entſchloſſen, ge⸗ 
brellong derſelben über das geſammte übrige Reichs⸗ gen die Vorlage zu Heiter Zunächſt f elke an 
gebiet in der htc In Mal am ſchlechteſten vermuthen, daß auch das Zenteum, nachdem es ſich 
forttommen, haben ſtatt 24 nur 12 Mandate er⸗ wiederholt jo lebhaft gegen jenes Shitem erklärt hat, 
die Vorlage abweiſen werde; in parlamentariſchen 
Kreiſen wird aber hierauf keineswegs mit Beſtimmk⸗ 
heit gerechnet, vielmehr für ſehr wahrſcheinlich ge- 
halten, daß das Zenttum ſchließlich zuſtimmen werde. 
Die Aeußerungen der „Germania“, welche haupt⸗ 
ſächlich geltend macht, daß durch die Einführung 
der diskreilonären Befugniß für die Regierung der 
Antcieb zu einer Definitiven Reviſton der Maigeſetze 
forlfalle, ſprechen dafite : wenn man beſonders einen 
ſolchen Zweckmäßigkelts⸗Geſichtspunkt betont, dann 
ſteht wohl die Abſicht, dieſem ſpäter durch irgend 
einen Vorbehalt Rechnung zu tagen, im Hinter- 
grunde, während man ſich mit den prinzipiellen Be⸗ 
denken bereits abgefunden hat. f 
— Die „Germania“ ſchreibt über die neue 
irchenpolitiſche Vorlage u. A: 
| Nach dem Geſetzentwurfe und ſeiner Begrün⸗ 
dung fehlt es auch heute noch der Staatsregierung 
an der Baſis zu einem wirllich dauennden und ſe⸗ 
gensreichen Frieden zwiſchen Staat und Kirche: an 


ſiſterkte u. A.: 


halten. 

Allerdings haben dieſe Berechnungen inſofern 
nur einen problematiſchen Werth, als ſich nicht feſt⸗ 
ſtellen läßt, wie weit auf das Ergebniß der Stich 
wahlen außer den Partei⸗Koalitlonen auch das Her⸗ 
heiziehen von Verſtärkungen der ſiegreichen Partei, 
die eigentlich der für dieſe im erſten Wahlgange 
konſtalieten Stimmenzahl hinzugerechnet werden müß- 
ten, eingewirkt hat. Auch kommt in Betracht, daß 
die Parteien mit der Aufſtellung von Zählkandida⸗ 
turen ſehr verſchieden verfahren; namentlich die 
Sozialdemokraten haben ſolche faſt überall aufgeſtellt, 
während die Anhänger einer liberalen Fraltion, 
welche in dem betrefſenden Wahltreiſe von Anfang 
an keine Ausſicht auf Erfolg hatte, vielfach ſchon 


eſſen der konſervallgen Sache ecfordern. 
Zeichen der Treue und Anhänglichkeit an das Kai⸗ | 
ſerhaus; Se. Maj. wolle jedoch nicht die Beamten zu 
unnöthigen Geldausgaben vetanlaſſen. Unter dem 
8 „p. p. — fo fuhr Herr Engelhardt fort — ver⸗ 
ö ſteht das Komitee, daß Se. Majeſtät jede Ovation, 
1 auch den beabſichtigten Kommers und die Ergeben⸗ 
= 5 0 1 ie ae he im erſten Wahlgang fio den Kandidaten einer an⸗ 
Kaſernen⸗Inſpektor Jenſen + Meiner Meinung nach dern liberalen Fraktlon ſtimmten. | 
yl iſt unſere Miſſion noch lange nicht beendet. M.] — Die „Germania“ ſchreibt: | 
| H., wir gehen einer ſchweren Zeit entgegen, es iſtſ yn, parlamentariſchen Kreiſen erzählt man, 
f deshalb mehr als je Pflicht jedes Beamten, feſt und daß die Stellung des Minijters für Landwirthſchaft 
g treu für das Kaiſer- und Königshaus Hohenzollern Dr, Lucius erſchüttert ſel, Man bringt das in 
den einzuſtehen. (Stürmiſcher. Beifall.) Aus dieſem Verbindung mit angeblichen Differenzen zwiſchen, 
| Grunde empfiehlt es ſich, daß wir, felt zuſammen⸗ dem Miniſter und dem Fürſten Bismarck bezüglich 
halten und die uns jetzt gebotene Gelegenheit bes | der Wirthſchafts⸗ und Sozialpolitik. Wir regiſtri⸗ 
nutzen, um eine Beamten⸗Vereinigung zu gründen | ven die Gerüchte, ohne eine Gewähr dafür zu über⸗ 
(Beifall.) Nach längerer Debatte wurde dieſer Dore nehmen.“ ö 
ſchlag acceptivt und ein Komitee, beſtehend aus dem Wie der Poſt“ von zuverläſſiger Seite ver⸗ 
Regierungs⸗Seltetär Meyendorf, Eiſenbahn⸗Selretär ſichert wird, entbehrk dieſe Nachricht aller und jeder 
Marggraff, Lieutenant a. D. Kaſernen⸗Inſpektor Begründung. N = 
Jenſen, Poft-Selvetar, Gappert, Telegraphen⸗Sekre[ — Der Zentralverband deutſcher Induſtriel⸗ 
tir Würb, Hauptmann g. D. Scholz und Eiſen⸗ ler hat heute folgende Petition an den Reichstag 
bahn⸗Sekretär Sattler mit, den, weiteren Schritten gerichtet: Nec e e 
beauftragt. Geh. Sekretär, Wolkewitz ſchloß als] Der von den Abgeordneten De. Buhl und 
dann die Verſammlung mit einem dreifachen Hoch Genoſſen eingereichte Geſetzentwurf, betreffend die 
auf den Kaiſer. | eEntſchädigung bei Unfällen und die Unfalloerſiche⸗ 
Die dem Reichstag zugegangene Statistik rung der Arbeiter, iſt für die deutſche Induſtrie un⸗ 
der Reichstagswahlen vom 27. Oktober v. I, läßt] annehmbar. Derſelbe erklärt den Unternehmer für 


heißt: 


gen und der Heilige Vater eine ſolche 


y 


ſoweit er dislretionäre Vollmachten enthält, das be⸗ ſachten Schäden wieder gut zu machen, 


könnte, dauernd zu ändern. Das gilt ſelbſt von und Tait, nothwendig iſt, jor find dieſe 
der jetzigen Regierung, und dieſe Sorge verſtärkt ten bei uns in noch höherem, ja — 
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tivirung der diskretlonären Befugniſſe „die Rückſicht 
auf die Landestheile mit polniſcher Bevölkerung.“ 


daß auch 


in dieſen Landestheilen die Kirche durch ihre gött⸗ 

liche Sendung und durch Hiftorifches, in Verträgen 
und Königsworten feierlich garantirtes Recht nicht 
per Gnade wechſelnder Regierungsſyſteme überlaſſen, 
bleiben kann.. Gegenüber dem Juligeſetze ent⸗ 


Mehr Disziplin, aber auch mehr Geſchloſſen⸗ 
heit aller konſervalven Elemente im Lande, als ſeit⸗ 
her beſtand. Die große konſervalige Partei gliedert 
fic) zur Zeit noch in Freikonſervallde und Deutſch⸗ 
fonjervative, das iſt ein mißlicher Zuſtand, der die 
Macht der Partei hemmt und ‚eine ofſene Breſche in 
unſer konſervallbes Lager legt. Ich meine, es iſt 
hohe Zeit, daß dieſe Spaltung der Konſervativen 
endlich aufhört. Mochte es auch eine Zeit geben, 
wo die Bildung einer freikonſervalſven Partei gebo⸗ 
ten war, — ich ſelbſt habe ja außerdem nothge⸗ 
drungen auch ein Mal eine neu⸗lonſervative Partei 
helfen müſſen begründen. — fo iſt jetzt meines Er 
achtens die Zeit für das Foribeftehen verſchiedener 
geſonderter konſervallver Parteien abſolut vofüber. 
Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß in jeder Partei floenger. 
und fuel Denkende ſein werden, aber dieſer Gegen⸗ 
jab darf nie und nimmer, durch geſonderte Partei⸗ 
bildung zum Ausdruck kommen, ſondern derſelbe 
muß ſich innerhalb, der Partei ſelbſt abſchleifen. Eine 
jede Richtung muß die Selbſtübecwindung beſizen, 
von der abweichenden Meinung der anderen Rich 
tung ſo viel anzunehmen, als die Geſammt⸗Inter⸗ 


— Das polniſch ulleamontane Organ des 
Grafen Ledochowski, der „Kuryer Pozn. 
Ten, bringt einen Artikel über die abgeſetzten Ergo 
biſchöfe Melchers und Ledochowsli, in welchem es 


„in. Po⸗ 


„Daß die hochwürdigſten Herren bereit find, 
auf die ihnen lieb gewordenen Biſchofsſtühle zu ver⸗ 
sichten, falls das Intereſſe der Kirche dies verlan⸗ 
Forderung 
ſtellen ſollte, darüber iſt Niemand im Zweifel. Bis⸗ 
her hat die preußiſche Regierung jedoch durch Nichts 
e chen St iche: an zu erkennen gegeben, daß ſie dieſe Refignation der 
der Ueberzeugung und dem Vertrauen, daß die freie langen werde, während viele Gründe fue die Mei⸗ 
Thätigkeit dur Küche auch ſür den Staat eine Wohl⸗ nung ſprechen, daß fie dieſelbe nicht für, nötbig 
oe g ü ee ee a Su He 196 Ich pe nee un = 1 1 
8 it, jeder beraht der Geſetzentwurf neben biſchof von Köln befindet, allein ſicher iſt, was die 
einigen dauernden Aenderungen der 1 ins⸗ Enie Gnejen - Poſen abet Kardinal Ler 
beſondere betreffs der Anzeigepflicht, auf dislretionä⸗ dochowski die entſprechendſte Perſönlichkeit für den 
ren Beſugniſſen für die Staatsregierung. Da wir einſtigen Primasſitz, wenn dem Fürſten Bismarck 
keine Gründe ſehen, warum nicht jetzt geſchehen an einer dauernden Abſtellung der Uebelſtände, an 
kann, was nöthig iſt, da ferner der Geſetzentwurf einer Heilung, wenn auch nicht aller, ſo doch we⸗ 
ſelbſt von einem vorbergehenden Charakter ſeiner nigſtens der haupfſächlichſten Wunden in der katho⸗ 
Regelungen nichts ſagt und die Motive ja nicht liſchen Geſellſchaft gelegen iſt. Wenn es in ande⸗ 


entſcheiden, ſo bleibt gegenüber dem Geſfetzentwurf, ren Diözeſen eine ſchwere Aufgabe iſt, die verur⸗ 


jo iſt dies 


ſtändige Bedenken, daß man, ſobald dieſe erreicht bei uns hundertmal ſchwierigerz wenn dazu anderswo 
find, regierungsſeitig kein Bedürfniß mehr empfinden eine außergewöhnliche Energie, verbunden mit Milde 


Eigenſchaf⸗ 
um einen 
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